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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

In der vergangenen Sitzungswoche, einer 

sogenannten Haushaltswoche, haben wir 

den Bundeshaushalt 2020 beschlossen.  
 

Die Schwerpunkte des Haushalts sind 

Klimaschutz, Bildung, Forschung und 

Sicherheit. Auch bei diesem Haushalt haben 

wir auf neue Schulden verzichtet und 

trotzdem Rekordinvestitionen beschlossen, unter anderem für den Aus- und Weiterbau von 

Straßen oder Schienenstrecken, neue Radwege, neue Kitas, den Digitalausbau an Schulen und 

schnellen Mobilfunk vor allem in ländlicheren Gebieten. 
 

Im November haben wir die Rückführung des Solidaritätszuschlags ab 2021 beschlossen. Das ist 

die größte Steuerentlastung in Deutschland in den letzten 10 Jahren. In einem ersten Schritt 

werden ab 2021 vor allem die kleinen und mittleren Einkommen entlastet. Wir entlasten die 

Krankenschwester, die im Nachtdienst arbeitet, den Polizisten, der eine herausragende Leistung 

für unsere Sicherheit erbringt, die Kindergärtnerin, die sich für die Zukunft unserer Kinder 

einsetzt oder die alleinerziehende teilzeitbeschäftigte Mutter. Wir entlasten aber auch den 

selbständigen Handwerker, den angestellten Oberarzt, den Lehrer und viele andere mehr, die sich 

tagtäglich fleißig und unermüdlich für Ihre Familien und die Gemeinschaft einsetzen. Im Schnitt 

beträgt die jährliche Entlastung über 1.000 Euro. Das ist eine deutliche Entlastung. Der erste 

Schritt zur Rückführung des Solidaritätszuschlags bedeutet, dass die Abgabe für rund 90 Prozent 

der Zahler ab 2021 vollständig entfällt. Für weitere 6,5 Prozent wird der Soli abgeschmolzen. 
 

Die Bundesregierung gibt somit Geld aus Steuereinnahmen auf Rekordniveau an die Bürgerinnen 

und Bürger zurück. Das ist nicht nur fair und gerecht, sondern es schafft wieder Kaufkraft und 

stärkt unsere Wirtschaft!  
 

Für die CSU bleibt die vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlages selbstverständlich das 

Ziel. Deshalb muss dem ersten großen Schritt jetzt bald der finale Schritt folgen. Die Diskussion 

hierüber wird mit dem Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) nicht einfach werden, aber ich 

werde mich im Finanzausschuss des Deutschen Bundestags mit Nachdruck dafür einsetzen, den 

Soli für alle abzuschaffen und ein zentrales Wahlversprechen vollständig einzulösen. 
 

 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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BUNDESHAUSHALT 2020  

Dobrindt: „Wir haben zum siebten Mal keine neuen 

Schulden“ 
 

Der Vorsitzende der CSU im Bundestag, Alexander Dobrindt, hat am Mittwoch im Plenum 
in der Generaldebatte zum Bundeshaushalt 2020 gesprochen. Dabei wies Dobrindt unter 
anderem auf die Rekordinvestitionen und die Fortführung der Schwarzen Null hin, 
kritisierte aber auch die Absicht der Grünen, die Schuldenbremse auszuhebeln. 
 

 
 

Die Generaldebatte und auch der Parteitag der Grünen Mitte November hätten deutlich gezeigt, 
dass die Grünen ihren Wurzeln treu bleiben und die grüne Trauerweide wieder frische 
Verbotsblüten hervorbringe, sagte der Vorsitzende der CSU im Bundestag am Mittwoch im 
Plenum. Diesel und Benziner verbieten, neue Bundestraßen verbieten, Gasheizungen verbieten. 
„Deshalb ist dieser Haushalt auch so wichtig, weil er noch mal klar macht, wie stark wir in den 
Klimaschutz investieren, wie sehr wir dafür sorgen, dass neue Technologien entstehen, um gegen 
den Klimawandel anzugehen. Wir investieren 60 Milliarden Euro in den Klimaschutz, sie wollen 
Verbote für 80 Millionen Deutsche. Das ist der entscheidende Unterschied“, sagte Dobrindt. 
 

Grünen-Fraktionschef Hofreiter hatte in der Debatte erklärt die Schuldenbremse erweitern zu 

wollen. Das werde die Union nicht zulassen, betonte Dobrindt. „Wir haben jetzt zum siebten Mal 

keine neuen Schulden, wir haben keinen neuen Altlasten für die nächsten Generationen 

geschaffen. Wir sind bei der Schuldenquote von 80 Prozent runter auf 60 Prozent des 

Bruttoinlandsprodukts“, erläuterte der Vorsitzende der CSU im Bundestag. Das sei ein gutes 

Signal, denn die Maastricht-Kriterien würden endlich wieder erfüllt, so Dobrindt.  

© CDU/CSU-Bundestagsfraktion / Michael Wittig  
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Die Grünen hingegen wollten jedes Jahr 35 Milliarden Euro neue Schulden machen. Das sei das, 

was sie unter „Schuldenbremse erweitern“ verstünden. Das eigentliche Ziel sei, die 

Schuldenbremse im Grundgesetz abzuschaffen, so Dobrindt. 

 

Dieser Haushalt ist ein echtes Zukunftspaket für Deutschland 

 

Für all diejenigen, die behaupteten, dass die Schwarze Null Investitionen und Entlastungen 

verhindere, sei der Haushalt 2020 der Gegenbeweis. Die Investitionen wurden gesteigert, es gebe 

mehr Entlastungen als jemals zuvor, betonte Dobrindt. 

 

„Dieser Haushalt ist ein echtes Zukunftspaket für Deutschland. Genau das, was Deutschland nun 

braucht“, so Alexander Dobrindt. Daher müsse man nun auch über die neue wirtschaftliche 

Situation sprechen, also darüber, dass die Wirtschaftsdynamik und die Industrieproduktion 

zurückgingen, dass es Kurzarbeit und auch Stellenstreichungen gebe.  

 

„Wir wollen, dass Deutschland Exportweltmeister bleibt, wir wollen, dass wir mit 

Klimatechnologien Exportweltmeister werden. Wir wollen dafür sorgen, dass das, was wir uns 

hier technologisch ausdenken und entwickeln, auch in die Welt exportiert wird“, betont der 

Vorsitzende der CSU im Bundestag.  

 

Ausstieg aus der Niedrigzinsphase einleiten 

 

Schließlich müsse in den nächsten Monaten intensiv die Frage diskutiert werden, wie mit der Null-

Zinspolitik und den Negativzinsen der Europäischen Zentralbank umzugehen sei. Es wäre höchste 

Zeit, dass die Geldpolitik der EZB wieder vom Kopf auf die Füße gestellt werde. Die 

Unabhängigkeit der EZB werde respektiert, aber Unabhängigkeit bedeute keine 

Staatsfinanzierung durch die Hintertür. Unabhängigkeit bedeute nicht Geldpolitik im Sinne der 

Schuldenländer, die Sparer bestrafe, um Haushalte zu sanieren, sagte Dobrindt. 

 

„Deswegen ist unsere klare Erwartung, dass wir einen Einstieg in den Ausstieg aus der 

Niedrigzinsphase einleiten und die neue EZB-Präsidentin Christine Lagarde muss erkennen, dass 

die Aufgabe der EZB eine stabile Geldpolitik ist und keine europäische Ersatzstrukturpolitik“, 

unterstrich Dobrindt. Es brauche eine nationale Zinsagenda für private Sparer. „Wir brauchen 

auch einen staatlichen Sparbonus statt dem EZB-Sparmalus. Da gibt es dringenden 

Handlungsbedarf“, so der Vorsitzende der CSU im Bundestag.   
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BUNDESHAUSHALT 2020  

Investitionen auf Rekordniveau von 43 Milliarden Euro 

gesteigert 
Der Bundestag hat den Bundeshaushalt 2020 verabschiedet. Die Schwarze Null steht – und 

das zum siebten Mal in Folge. Damit wird ein wichtiges Signal für die 

Generationengerechtigkeit gesetzt. 

 

 
 

 

Der Bundeshaushalt 2020 ist eine klare Ansage an all diejenigen, die neue Schulden oder die 

Abschaffung der Schuldenbremse fordern. Dieser Haushalt trage eine bürgerliche Handschrift, 

betont der Vorsitzende der CSU im Bundestag, Alexander Dobrindt. Der Bundeshaushalt 2020 mit 

einem Volumen von rund 362 Milliarden Euro wird ohne Neuverschuldung auskommen. Und auch 

für die Finanzplanjahre bis 2023 ist keine Neuverschuldung vorgesehen, so dass die Schwarze 

Null durchgängig gehalten werden kann. 

 

Und so sehen die Zahlen konkret aus: Die Investitionen werden auf ein Rekordniveau von 42,9 

Milliarden Euro gesteigert – das sind vier Milliarden mehr als im vergangenen Jahr. Das entspricht 

einer Investitionsquote von 11,8 Prozent. Noch nie hat eine Koalition mehr für Investitionen 

ausgegeben. Besonders erfreulich für die CSU ist dabei: Drei Viertel der fast 43 Milliarden Euro 

fließen in CSU-Ministerien und somit in deren Projekte.  

 

© picture alliance / chromorange  
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Gleichzeitig werden Bürger und Unternehmen in Milliardenhöhe entlastet, in dieser Wahlperiode 

um 70 Milliarden Euro.  

 

Allein die Beschlüsse der letzten vier Wochen summieren sich auf 13,7 Milliarden Euro 

Entlastungen pro Jahr, unter anderen durch die Abschaffung des Soli für 90 Prozent der 

Steuerzahler, die steuerliche Förderung der energetischen Gebäudesanierung, die Anhebung der 

Pendlerpauschale und die Entlastung bei der Arbeitslosenversicherung. 

 

CSU-Ministerien im Einzelnen 

 

Im Etat des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) sind im 

Haushaltsjahr 2020 rund 31 Milliarden vorgesehen. Die klassische Verkehrsinvestitionslinie (der 

Bereiche Straße, Schiene und Wasserstraße) wird im Jahr 2020 auf rund 15,3 Mrd. € gesteigert. 

Die Steigerung kommt vor allem der Schiene zugute, die als klimafreundlicher Verkehrsträger 

weiter gestärkt wird.  

 

Der Einzelplan des Bundesministeriums des Innern (BMI) weist Ausgaben in Höhe von rund 15 

Milliarden auf. Auf den Bereich der Inneren Sicherheit entfallen insgesamt rund sechs Milliarden 

Euro. Darin enthalten sind unter anderem auch Mittel für die im Koalitionsvertrag vereinbarten 

7.500 zusätzlichen Stellen für Sicherheitsbehörden des Bundes. Finanzielle Schwerpunkte im 

Bereich der Inneren Sicherheit sind die Ausgaben für die Bundespolizei mit rund 3,9 Milliarden 

Euro und für das Bundeskriminalamt mit rund 0,8 Milliarden Euro. Mit dem seit September 2018 

aufgelegten Baukindergeld wird der erstmalige Erwerb von Wohneigentum für Familien mit 

Kindern im Zeitraum ab 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2020 gefördert. Hierfür sind im Jahr 

2020 rund 861 Millionen Euro vorgesehen, die auf rund 971 Millionen Euro im Jahr 2023 

anwachsen sollen. 

 

Der Etat des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 

erreicht mit rund 10,89 Milliarden Euro erneut ein hohes Niveau. 
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INTERVIEW NÜRNBERGER NACHRICHTEN   

Müller: „Überwältigende Mehrheit der Parlamentarier nimmt 

ihre Aufgaben sehr ernst“ 
 
Mit den Nürnberger Nachrichten hat der Parlamentarische Geschäftsführer der CSU im 
Bundestag, Stefan Müller, über die Arbeit der Bundestagsabgeordneten gesprochen. 

 

 
 
 
Um es gleich mal etwas zugespitzt zu fragen, Herr Müller: Beweisen die leeren Stuhlreihen 
während der Plenarsitzungen im Bundestag, dass viele Abgeordnete einfach zu faul sind 
und ihr Mandat als Volksvertreter nicht ernst nehmen? 
Nein. Die Arbeit von Abgeordneten findet nicht ausschließlich im Plenarsaal statt. Das zu denken, 
wäre ein großes Missverständnis. Jede Kollegin, jeder Kollege hat neben der Vertretung der 
Wahlkreisinteressen auch noch fachpolitische Zuständigkeiten und eine nicht zu unterschätzende 
Verantwortung für seine Fraktion. Deswegen überschneiden sich im politischen Alltag 
Plenarsitzungen, Ausschussberatungen, Arbeitsgruppen oder Termine mit Besuchern aus der 
Heimat. Gerade in den Ausschüssen wird die entscheidende Arbeit bei der Gesetzgebung geleistet. 
Wenn wir an langen Sitzungstagen, die von neun Uhr bis weit nach Mitternacht dauern, nur im 
Plenum säßen, würde uns die Zeit für all die anderen Aufgaben fehlen.   
 
Wie wäre es, wenn man, wie von einem unserer Leser vorgeschlagen, die Zahl der 
Sitzungswochen (im Moment mindestens 20 im Jahr), also die Präsenzzeit der  
 
 

© Henning Schacht 
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Abgeordneten in Berlin, erhöhen würde, um möglichst vielen die Teilnahme an den 
Plenardebatten zu ermöglichen? 
Dagegen sprechen mehrere Gründe. Erstens geht diese Idee davon aus, dass das Arbeitspensum 
gleich groß bliebe. Dass also für einen festen Bestand von Aufgaben plötzlich mehr Zeit zur 
Verfügung stünde. Ich bin mir sicher, dass mehr Sitzungswochen auch weit mehr Anträge der 
Fraktionen und der Abgeordneten bringen würden. Wir stünden also am Ende wieder vor 
demselben Problem. Zweitens erwarten die Bürgerinnen und Bürger im Wahlkreis zu Recht, dass 
der Abgeordnete auch vor Ort ansprechbar ist, zu Terminen erscheint. Und drittens kann ich den 
Mehrwert einer nahezu vollständigen Anwesenheit der Abgeordneten bei allen Plenarsitzungen 
nicht erkennen. Es bringt nicht besonders viel, wenn ein Experte für Verteidigungspolitik zwei 
Stunden lang einer sehr speziellen Debatte über die Umweltgesetzgebung beiwohnt - ein Thema, 
von dem er gar nicht so viel versteht. In dieser Zeit kann er besser an anderen Dingen arbeiten. 
 
Sie halten es nicht für erstrebenswert, dass der Bundestag vor möglichst vollen Rängen 
debattiert? 
Doch. Bei entscheidenden Debatten, die von einer hohen gesamtgesellschaftlichen Bedeutung 
sind, sollte das selbstverständlich sein. Bei Abstimmungen muss ohnehin zwingend eine 
Mindestzahl von Abgeordneten anwesend sein. Bei Debatten zu rein fachpolitischen Themen 
reicht es aus, wenn die Abgeordneten anwesend sind, die sich regelmäßig mit den Themen 
auskennen.  
 
Warum gibt es dann das Plenum überhaupt, wenn die Fachleute sowieso alles Wichtige in 
den Ausschüssen vorbereiten? 
Der Bundestag in seiner Gesamtheit muss die Gesetze beschließen und deswegen wird auch dort 
darüber debattiert. Das Plenum ist das Tor zur Öffentlichkeit und als solches durch nichts zu 
ersetzen. Mir ist schon klar, dass wir angesichts schwacher Besetzung manchmal ein schlechtes 
Bild abgeben. Aber die Fernsehbilder spiegeln eben nicht immer die Realität des politischen 
Alltags wider. Vergleichen Sie es doch mal mit einer Firma: Da sitzen auch nicht immer alle 
beieinander, sondern gehen die meiste Zeit ihren ganz speziellen Aufgaben nach. 
 
"Überbezahlt" und "faul" sind Stichwörter, die an Stammtischen und im Internet häufig im 
Zusammenhang mit Abgeordneten erwähnt werden. Für die Gesamtheit haben Sie es schon 
bestritten, aber gibt es denn einzelne faule Abgeordnete? Wenn das jemand weiß, dann 
doch Sie. 
Die überwältigende Mehrheit der Parlamentarier nimmt nach meiner Beobachtung ihre Aufgaben 
sehr ernst, sieht sich als Fachpolitiker und gleichzeitig als jemand, der sich um die Anliegen in 
seinem Wahlkreis kümmert. Ich kann natürlich nicht ausschließen, dass es auch im Bundestag 
einige wenige Abgeordnete gibt, die etwas nachlässiger sind bei der Erfüllung ihrer Pflichten. 
Dann wäre es allerdings, soweit es die CSU betrifft, meine Aufgabe, das Gespräch mit dem 
Betroffenen zu suchen.  
 
Wie tun Sie das? Sie waren in ihrer ersten Amtszeit als Parlamentarischer Geschäftsführer 
mit 34 Jahren einer der Jüngsten in der Landesgruppe und sind auch jetzt erst 44 Jahre alt. 
Lassen sich die zum Teil deutlich älteren, vom Bürger gewählten,  
 



 

 
  

 

8  Brehm in Berlin  4. Dezember 2019                                                                                                             
 

SEBASTIAN BREHM    
             Für Nürnberg in Berlin 

 
unabhängigen, in politischen Auseinandersetzungen gestählten Abgeordneten von Ihnen 
etwas sagen? 
Ich versuche das im Gespräch auf kollegiale Weise zu klären. Es kann ja auch Gründe geben, 
warum jemand mit seinen Präsenzpflichten nachlässig umgeht - und über die muss man dann 
reden. Wir sind nicht nur im Plenum und in den Ausschüssen, sondern auch bei den Sitzungen der 
Fraktion und der Landesgruppe auf möglichst viele Teilnehmer angewiesen, denn wir wollen 
Informationen weitergeben und eine vernünftige Meinungsbildung betreiben. Das geht nur bei 
entsprechender Anwesenheit. Wäre bei einem bestimmten Abgeordneten auch nach einem 
klärenden Gespräch überhaupt keine Einsicht vorhanden, dann gäbe es geeignete Mittel. 
 
Jetzt machen Sie mich aber neugierig. 
Bei der Verteilung von Ausschusssitzen, bei der Genehmigung von Dienstreisen und bei der 
Vergabe von sonstigen attraktiven Aufgaben fließt das Engagement des einzelnen Abgeordneten 
mit in die Entscheidung ein. Übrigens genehmige ich in den Sitzungswochen des Bundestages 
sowieso nur noch Dienstreisen, die unbedingt nötig sind. Wenn jemand eine Rede in Washington 
halten will, dann muss er das im Regelfall nicht machen, während in Berlin gerade das 
Bundestagsplenum tagt. 
 
Das Parlament selbst hat ebenfalls Sanktionsmöglichkeiten... 
Wenn jemand an kompletten Plenartagen oder bei namentlichen Abstimmungen unentschuldigt 
fehlt, dann können schnell mal einige Hundert Euro zusammenkommen, die er oder sie an die 
Bundestagsverwaltung zahlen muss. Das könnte bei entsprechend vielen Fehlzeiten für 
Abgeordnete schmerzhaft sein. 
 
In welcher Fraktion ist eigentlich die Parlamentsdisziplin am besten? 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist, so zeigen es die Statistiken, die disziplinierteste von allen. 
Wir haben die geringsten Fehlquoten bei namentlichen Abstimmungen. Bei der AfD, die immer 
vorgibt, sich besonders für die Bürger zu engagieren, sieht das ganz anders aus. Sie hat neben der 
Linken die größte Fehlquote im Bundestag. Meine Erkenntnis: Diejenigen, die am Ende die 
interessanten, herausgehobenen Ämter besetzen, haben sich zuvor durch Fleiß und 
Zuverlässigkeit ausgezeichnet.  
 
Gerade erst mussten gleich an einem Tag zwei Abgeordnete im Plenum des Bundestages 
medizinisch versorgt werden. Könnte das nicht vielleicht sogar das Gegenteil der 
landläufigen Meinung belegen? Nämlich, dass die meisten Parlamentarier nicht 
unterbeschäftigt, sondern gerade in den Sitzungswochen hochgradig gestresst sind... 
Es ist richtig, dass wir in Sitzungswochen gut ausgelastet sind. Das kann auch schon mal ziemlich 
stressig sein. Allerdings sollten wir nun nicht so tun, als wären die Arbeitsbedingungen im 
Bundestag besonders dramatisch. Ich hoffe, dass die Kollegen, die am Donnerstag gesundheitliche 
Probleme hatten, sich schnell erholen. 
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BREHM.MOBIL AM 4. DEZEMBER 2019, 15.30 – 18.00 UHR  

Mobile Bürgersprechstunde mit Sebastian Brehm, MdB und 

OB-Kandidat Marcus König am Weißen Turm  
 

 
 
Ich freue mich auf die Gespräche und spannende Diskussionen. Der unmittelbare 
Austausch mit den Bürgerinnen und Bürgern liegt mir sehr am Herzen. Ich will wissen, was 
die Menschen bewegt.  Natürlich gibt es am „Brehm.Mobil“ wie immer einen leckeren 
Kaffee! 

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  
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